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D m MEXIKANISCHE R E V O L U T I O N war eine der ersten bedeutenden Bewegun­
gen (1910-1920), wo ländlicher Protest stark zum Vorschein kam. In den 
Morelos, dem Zentrum des Südens, wurde die von Emiliano Zapata ange­

führte revolutionäre Bewegung gegen die Zuckerplantagen zu einem Vorbild. Mit 
dem Schrei «Land und Freiheit» erhoben sich die Bauern und Bäuerinnen indianischer 
Abstammung und forderten - gemäß dem Programm von Ayala (1911) - eine echte 
Umverteilung und kollektive Nutzung des Bodens. Die Bewegungen beeinflußten in 
ihrer Folge die gesamte Landwirtschaftspolitik des revolutionären Mexiko. Während 
der Jahre 1920-1940 wurden bedeutende Maßnahmen zur Umverteilung des Bodens in 
kleine und mittlere Betriebe oder auch zur Überführung in kollektiven Besitz in 
Angriff genommen (ejidos). Oftmals entfernte sich die Agrarrevolution aber von 
ihren ursprünglichen Zielen. Die revolutionären Eliten machten sich, indem sie den 
Kredit monopolisierten, den besten Boden zueigen, während die ejidos kümmerlich 
dahinlebten oder unter die Kontrolle mächtiger staatlicher Syndikate fielen (Nationa­
le Bauernföderation). So erstaunt es denn nicht, daß der Erbe der Politik Zapatas, der 
lokale Methodistenprediger Rubem Jaramillo, Gründer einer Partei, welche die eji­
dos verteidigte, im Jahr 1962 als einer von vielen von den neuen Herren des Bodens 
ermordet wurde. 

Der Kampf um Land 
Die mexikanische Agrarreform wurde trotz ihres nur bedingten Erfolges dennoch 
exemplarisch für einen Kontinent, auf dem einige vereinzelte spätere Revolutionen 
einen doch beschränkteren landwirtschaftspolitischen Gehalt aufweisen, wie etwa in 
Bolivien (1952), in Peru (1968), dagegen umfassender in Kuba (1959). Die Interven­
tion des Staates bei den Agrarreformen, die eine Frucht der revolutionären Bewegun­
gen waren, rechtfertigt sich umsomehr, als die ländliche Oligarchie eine enorme 
Machtfülle anhäufte, und zwar auf dem Umweg über die Akkumulation von Boden. In 
Mexiko besaßen 1910 weniger als 3 Prozent der Landbesitzer mehr als 90 Prozent des 
Bodens, in Bolivien, vor der Revolution von 1952, besaßen 6 Prozent 92 Prozent, 
in Peru, vor 1968, 2 Prozent 69 Prozent und in Kuba, vor 1959, 8 Prozent 
71 Prozent. 
Trotz der mehr oder weniger umfangreichen Agrarreform hat sich die Situation der 
bäuerlichen Bevölkerung im großen ganzen kaum verändert, außer in Kuba. Einer 
Elite von reichen Besitzern mittlerer und großer Ländereien steht eine Masse von 
Kleinbesitzern und verarmten Landarbeitern/-innen gegenüber. Das führt durch das 
zunehmende Anwachsen der Bevölkerung auf dem Land zu einer massiven Land­
flucht und dies besonders in den indianischen Gemeinschaften zu internen Macht­
kämpfen, wo der Landkonflikt das Aussehen eines Religionskrieges bzw. eines Krie­
ges von Sekten gegen den synkretistischen Katholizismus annimmt. 
In den meisten lateinamerikanischen Ländern kann man heute eine doppelte Land­
wirtschaftsentwicklung mit unterschiedlicher Geschwindigkeit beobachten: Die eine 
ist auf den Export ausgerichtet, die andere auf die Produktion von Grundnahrungs­
mitteln zur Selbstversorgung. Wir haben es gewissermaßen mit einer ländlichen 
Fehlentwicklung-zu tun. 
Im allgemeinen waren die Agrarreformen nur begrenzt wirksam und verstärkten die 
Marginalisierung der Grundnahrungsmittelproduktion und dadurch auch die Fehlent­
wicklung'der meisten lateinamerikanischen Staaten. In diesem Sinne und in Anbe­
tracht der langen Zeitspanne muß man feststellen, daß es keine substantiellen Verän­
derungen der ländlichen Strukturen seit der Kolonialzeit gab. Es hat sich eine duale 
Agrarstruktur durchgesetzt: Auf der einen Seite die Subsistenzwirtschaft, auf der 
andern die Exportwirtschaft (Minifundien, Latifundien). Heute weist die ländliche 
Geographie aufgrund der zwei unterschiedlichen Entwicklungsgeschwindigkeiten 
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noch bedeutende regionale Unterschiede auf. So unterschei­
den sich beispielsweise Zentral- und Südmexiko mit ihrer dich­
ten, zum großen Teil indianischen Bevölkerung und einer auf 
den Eigenbedarf ausgerichteten Landwirtschaft von Nord­
mexiko, das für den Export produziert. In Brasilien unter­
scheidet sich Zentralbrasilien (Kaffeekulturen) und der Süden 
(Viehzucht und Weinanbau) vom Nordosten, einem verita-
blen Hungergebiet. Zu alldem hinzu kommt noch eine Bo­
denkonzentration, welche die Gegensätze weiter verschärft. 
(...) 
Während es den ländlichen Gebieten Lateinamerikas bis in die 
50er Jahre hinein gelang, ihre Leute auf dem Land zu behal­
ten, begannen die, die dem Elend und Hunger zu entkommen 
suchten, von da an auszuwandern. Zusammengepfercht in 
Elendsvierteln am Rande der sich nach allen Richtungen hin 

ausbreitenden großen Städte warten sie voller Illusionen auf 
bessere Tage. 
Die Fehlentwicklung Lateinamerikas ist gewiß die Frucht des 
Verhaltens der Eliten und ihres Versuchs, sich ihre Privilegien 
ohne Rücksicht auf die strukturellen Probleme, die ihren Ge­
sellschaften anhaften, zu sichern. 
Indessen ist sie auch und vielleicht zuallererst (vor allem im 
Landwirtschaftssektor) das Produkt ungerechter Handelsbe­
dingungen, die durch zu niedrige Preise für die Agrarprodukte 
und durch Überbezahlung von Geräten und Maschinen, wel­
che ihnen die Industrieländer verkaufen, charakterisiert sind. 
Diese ungleichen Bedingungen sind eine Form legaler Aus­
beutung, welche eine Schuldenspirale in Gang setzt, die gleich 
einem Teufelskreis in naher Zukunft kaum aufzubrechen ist. 

Jean-Pierre Bastian, Lausanne 

Die Koadjutoren der Bischöfe von Chur 
Hinweis auf eine historische und juristische Studie1 

Die 1988 erfolgte Ernennung eines Koadjutors2 des Bischofs 
von Chur in der Person von Wolf gang Haas löste nicht zuletzt 
auch eine rechtliche Kontroverse aus, die wie jene auf der 
pas tor alen Ebene bis heute anhält, ungeachtet oder gerade 
wegen des fait accompli, das Johannes Vonderach mit seiner als 
Überraschungscoup zu bezeichnenden vorzeitigen Resigna­
tion 1990 schuf. Es ist daher sehr zu begrüßen, daß nun eine 
gründliche Untersuchung zum Bischofswahlrecht im Bistum 
Chur als «letztem Reichsbistum»3 vorliegt. Der Verfasser, 
Werner Kundert, ist Privatgelehrter und arbeitete ohne Auf­
trag.4 

Die geschichtlichen Fakten 
Die Arbeit behandelt nur die Churer Koadjutorien, dies müsse 
aber unvermeidlicherweise in Verbindung mit dem ordentli­
chen Bischofswahlrecht erfolgen. Sie berichtet breit über Tat­
sächliches, weil man sich im Bereiche der Praxis, des Gewohn­
heitsrechts, bewege, wo die Regel gilt: ex factis ius oritur. Dies 
und die von den anerkannten Kirchenrechtlern geteilte An­
sicht, daß das Staatskirchenrecht wie kaum ein anderes 
Rechtsgebiet in historischen Angeln hange (S. 12f.), rechtfer­
tigt die eingehende Darstellung aller im Bistum Chur projek­
tierten und realisierten Koadjutorien von den Anfängen bis 
heute und gibt dem Ergebnis der Untersuchungen das entspre­
chend große Gewicht. 
Unter dem zwischen Papst Nikolaus V und dem römischen 
König Friedrich III. geschlossenen Wiener Konkordat von 
1448 stand allen Reichsbistümern die freie Wahl des Bischofs 
durch das Domkapitel nach den im Corpus iuris canonici ent­
haltenen Regeln, unter Vorbehalt der päpstlichen Konfirma­
tion und Institution, zu.5 Dieser Wahlmodus hielt sich aber 
tatsächlich nur in einer immer kleiner werdenden Zahl von 
Diözesen, zuletzt noch in wenigen Bistümern in Deutschland 
und der Schweiz. Das Wiener Konkordat enthielt keine Be­
stimmungen über die Bestellung eines Koadjutors für ein 
Reichsbistum. Nach einer Dekretale Bonifaz' VIII. (1294-

Werner Kundert, Die Koadjutoren der Bischöfe von Chur. Eine histori­
sche und juristische Studie zum Bischofswahlrecht im «letzten Reichsbis­
tum». Beihefte zur Zeitschrift für Schweizerisches Recht, Heft 13. Helbing 
und Lichtenhahn, Basel 1990,117 S., Fr. 42.-. 
2 «Koadjutor» ist stets als Bischofskoadjutor mit Nachfolgerecht im Sinne 
von can. 403 § 3 CIC 1983 zu verstehen. 
3 Vgl. zum rechtlichen Fortbestand des «Hochstifts Chur» S. 36ff. 
4 Als Protestanten lassen ihn die jüngsten Vorgänge um den altehrwürdigen 
Bischofsstuhl des hl. Luzius zu Chur nicht gleichgültig. Wenn er diese als 
geborener Bündner mit Schmerz verfolgt und als Schweizerbürger mit 
wachsender Sorge (Vorwort), so kann dem nur beigepflichtet werden. 
5 Diese kanonische Wahl hatte sich im Hochmittelalter vor allem seit dem 
Wormser Konkordat von 1122 entwickelt. 

1303), die im wesentlichen bis zum CIC 1917 gelten sollte, 
konnte einem alten (etc.) Bischof auf dessen Verlangen und 
mit Zustimmung seines Kapitels ein Koadjutor gegeben wer­
den, aber nur vom Hl. Stuhl. Hätte diese Regelung auch bei 
bestehendem freiem Bischofswahlrecht des Domkapitels nach 
dem Wiener Konkordat gegolten, hätte dieses zum Nachteil 
der Domkapitel leicht unterlaufen werden können. 
Bereits der Kölner Jesuit und Kanonist Petrus Leurenius 
(1646-1723) fand indessen die Rechtslage anders: «Daß ein 
Koadjutor auf irgendwelche Benefizien allein auf Grund der 
Zustimmung oder Bitte des Benefiziaten oder sogar unter 
dessen Umgehung und ohne Zustimmung der Kapitularen 
oder Wähler oder sonstiger zur Besetzung ordentlich Berech­
tigter vom Papst gewährt werden könne, widerspricht offen­
sichtlich und direkt dem Deutschen Konkordat, denn danach 
gilt: Ohne Verletzung des Konkordats können Koadjutorien 
auf Wahlstellen nicht ohne Zustimmung der Wähler gewährt 
werden; es muß also vorher eine Wahl oder eher ein Zustim­
mungsakt vorliegen...» (S. 30f.). 
Auch Papst Benedikt XTV. (1740-1758) hielt dieses Prinzip für 
selbstverständlich. In Darstellungen des Kirchenrechts im 
Reich wurde die notwendige Mitwirkung des Domkapitels als 
eine feste Regel gar nicht weiter begründet und es wurde 
gesagt, die päpstliche Reservation der Koadjutorien gemäß 
der Bonifatiana gelte im Reiche nicht.6 Die Praxis stimmte mit 
dieser Lehre überein (S. 31f.). 
Im Bistum Chur galt, wie Kundert zeigt, genau dieses Recht 
bei Bestellungen von Bischofskoadjutoren und es fand auch 
ausnahmslos Beachtung: In der Zeit des Wiener Konkordats 
bei einer realisierten und einzelnen projektierten Koadjuto­
rien (im 16. und Anfang des 17. Jh.); von 1803-1948 - neben 
sechs Bischofswahlen - bei drei Koadjutorernennungen und 
einem Projekt. Der Autor führt aus, das Domkapitel habe 
eifersüchtig über sein Wahlrecht, genauer Mitwirkungsrecht, 
gewacht, und der Hl. Stuhl habe es respektiert; wohl sei die 
außerordentliche Möglichkeit erwogen worden, aus der Voll­
macht des höchsten Kirchenamtes vorzugehen (ex plenitudine 
potestatis), aber sie sei nicht ins Werk gesetzt worden (S. 32). 
Die Fälle Gisler (1928) und Vincenz (1932) fielen unter die 
Herrschaft des CIC 1917, d.h. unter das damals neue gemeine 
Kirchenrecht, welches im can. 329 §2 die freie Ernennung 
durch den Papst vorschrieb (für Bischöfe) und in can. 350 §1 
bestimmte: unius Romani Pontifias est Episcopo coddjutorem 
constituere, ohne irgendetwas von einer Mitwirkung des wahl­
berechtigten Kapitels oder von Konkordaten - im Gegensatz 

6 Vgl. dazu auch Ludwig Kaufmann, Chur: Politische Kultur oder . . . , in: 
Orientierung 54 (1990) 165-168. 
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zu can. 329 §3 CIC 1917 - zu erwähnen (S.39L). Trotzdem 
gestattete Rom diese, ließ das Domkapitel eine Dreierliste 
vorlegen und ernannte beide Male den an erster Stelle dieser 
Terna Aufgeführten zum Bischofskoadjutor (S. 28f.). Nicht 
anders verhielt es sich 1957 - inzwischen war das Dekret Etsi 
salva von 1948 erlassen worden - , als Johannes Vonderach aus 
einer durch Bischof Caminada nach Anhörung seines Kapitels 
dem Papst vorgelegten Terna zum Koadjutor ernannt wurde 
(S. 56). So steht als erste wichtige Erkenntnis fest, daß Wolf­
gang Haas - entgegen dem bisher erweckten gegenteiligen 
Eindruck oder der zumindest bestandenen Unsicherheit - , der 
erste ohne Mitwirkung und Zustimmung des Domkapitels er­
nannte Koadjutor ist, der nunmehr das Amt eines Churer 
Bischofs ausübt. Er ist nach Kundert also genau das, was in der 
alten Eidgenossenschaft curtisanus hieß: ein Kleriker, der sei­
ne Stellung ausschließlich der Gunst der Curia Romana ver­
dankt und" gegen den Willen der ordentlichen Kollatoren pro­
moviert worden ist (S. 71). 

Etsi salva, streng geheim 
Nach can. 329 §3 CIC 1917 war das alte Bischofswahlrecht 
(libera et canónica electio) als Konzession weiter zugelassen. 
Wo ein Konkordat galt, waren die Berechtigten einstweilen 
gesichert. Prekär war die Lage indes dort, wo nur ein Gewohn­
heitsrecht das Wahlrecht stützte. 
Dieser Bedrohung war sich der damalige Churer Bischof 
Georgius Schmid von Grüneck bewußt, weshalb er sich an die 
zuständige Konsistorialkongregation mit der Frage wandte, 
wie sich die hergebrachte Ordnung mit dem neuen Recht 
vereinbaren lasse. Den bisherigen Zustand hielten die Churer 
Kapitelsstatuten vom Jahre 1900 klar fest: § 5 nahm ausdrück­
lich Bezug auf das Wiener Konkordat, dessen Recht,sich auf­
grund unvordenklicher Gewohnheit erhalten habe. Der Be­
scheid auf die Anfrage aus Chur erging am 4. Januar 1926: für 
jetzt sei nichts zu ändern mit Bezug auf die Bischofswahl. 
Unmittelbar darauf wurden indessen neue Bestrebungen be­
kannt, die künftige Bischofswahl «direkt durch den Hl. Stuhl 
zu erlangen». Die Verwaltungskommission des Corpus catho-
licum als Vertreterin des katholischen Konfessionsteils des 
Kantons Graubünden, der sich noch nicht als Landeskirche 
konstituiert hatte7, sah sich zum Eingreifen veranlaßt. Sie 
verwies in einer Eingabe an den Hl. Stuhl auf die geschichtli­
chen Verhältnisse, erinnerte an die sog. Ilanzer Artikel von 
1524/26 - die u. a. nur einen durch das Domkapitel gewählten 
Bischof anerkannten und als Bevogtungsbestrebungen be­
zeichnet wurden, denen man nicht neuen Auftrieb verleihen 
solle, - und wies darauf hin, eine Mißachtung der bisherigen 
Übung würde von Volk und Regierung des mehrheitlich prote­
stantischen Kantons Graubünden «als willkürlicher und un­
freundlicher Akt» aufgefaßt. Eine Antwort aus Rom erhielt 
sie nicht, vielmehr mußte sie 1944 von Bischof Christianus 
Caminada erfahren, Rom habe seit 1923 «in einemfort die 
Abänderung des alten Wahlmodus gefordert», obwohl dieser 
«durch Gewohnheitsrecht gestützt» sei; nun sei als neue Wahl­
art bestimmt, daß das Domkapitel aus einer Dreierliste wähle, 
welche der Hl. Stuhl aufstelle; Prof. Ulrich Lampert, der im­
mer für die bisherige Wahlart eingetreten sei, erkläre jetzt in 
einem Gutachten8, «bei solch feierlicher Erklärung» aus Rom 

7 Bis zur Schaffung der Katholischen Landeskirche Graubünden mit der 
Verfassung von 1959, bestand allein das Corpus catholicum, d.h. der 
katholische Teil des Großen Rates (Kantonsparlament), das aufgrund der 
entsprechenden geschichtlichen Tradition der itio in partes zwecks Behand­
lung konfessioneller Angelegenheiten die Aufgabe eines landeskirchlichen 
Parlaments oder einer Synode wahrnahm; die Verwaltungskommission 
bildete die Exekutive. 
8 Der Verfasser beklagt, daß ihm dieses und die römischen Gutachten nicht 
und das Bischöfliche Archiv in Chur überhaupt nur bis etwa 1920 zugäng­
lich war. - Auch anderen an den Vorgängen um Etsi salva Interessierten 
wurde das Archiv nicht geöffnet, nachdem eine Antwort zunächst sehr 
lange auf sich warten ließ, schließlich mit dem Hinweis, diese Archivalien 
seien noch nicht geordnet. - Eine Offenlegung wird zu Recht als eine 

sei «keine Opposition mehr möglich». Alle 24 Domherren 
hätten nun «eigenhändig das Einverständnis zur neuen Wahl­
art bezeugt». Der Bischof schloß mit der Bitte, nach außen 
keine Mitteilung zu machen. Die Kommission nahm das 
Schreiben zur Kenntnis, erinnerte in ihrer Antwort an die 
Eingabe von 1932 und gab, obwohl sie und das Corpus catholi­
cum nie «irgendwelche Rechte bei der Bischofswahl bean­
sprucht oder ausgeübt» hätten, ihrem Bedauern Ausdruck. 
Am 28. Juni 1948 stellte die Konsistorialkongregation das De­
kret Etsi salva über die neue Regelung des Wahlrechtes aus, 
wie sie Bischof Caminada vorgestellt hatte. Publiziert wurde es 
nie. Der Regierung des Kantons Schwyz wurde das Dekret im 
Rahmen von Gesprächen mit der Nuntiatur bekannt, hinge­
gen erfolgte keine Mitteilung an die Regierung Graubündens, 
jedenfalls keine förmliche (S. 43ff.). 
Kundert fügte an: «All das ist nicht zufällig: man kann von 
einer Verschwörung des Schweigens sprechen» (S. 47). Diese 
Fakten, die seine Untersuchung erstmals an den Tag legt, 
lassen den mit den Verhältnissen einigermaßen Vertrauten. 
erstaunen.9 Zusammen mit der eingehenden Darstellung der 
geschichtlichen und rechtlichen Zusammenhänge ermöglichen 
sie eine neue Sicht und Beurteilung der Fragen um das Churer 
Bischofswahlrecht. 

Nicht Bischof von Chur, nur Bischof in Chur 
Der Verfasser gelangt zum Schluß, Wolf gang Haas sei nicht 
Bischof von Chur, seine Administratio sei weitgehend wider­
rechtlich und zu beseitigen; er sei nur gültig geweihter Bischof 
in Chur. Nach Kundert stellen die freie Bischofswahl und das 
damit verbundene Erfordernis der Zustimmung des Domkapi­
tels Chur zu Koadjutorernenhungen völkerrechtliches Ge­
wohnheitsrecht dar. Die geschichtlichen Fakten zeigen die 
hiefür vorausgesetzte lange und unwidersprochene Übung auf 
und auch die Überzeugung, daß die Wahl und die Zustimmung 
auf einem Recht beruhen, sowohl seitens Bischof und Domka­
pitel und mit ihnen Regierung und Volk von Graubünden, wie 
auch auf der Seite des Hl. Stuhls (S.52L). Die Zustimmung 
des Domkapitels zu Etsi salva und damit zur Änderung des 
freien Wahlrechts in ein (auf eine durch Rom vorgelegte Ter­
na) beschränktes sowie der Verzicht auf Widerstand dagegen 
seitens der Verwaltungskommission des Corpus catholicum 
sind unbeachtlich, da es sich um ein Recht des Kantons Grau­
bünden zugunsten eines Dritten, des Domkapitels, handelt. 
Das Dekret Etsi salva ist aus diesem Grunde und weil es nie 
veröffentlicht und dem Kanton Graubünden auch nicht offi­
ziell mitgeteilt wurde, für diesen nicht verbindlich. Selbst 
wenn es dies wäre, könnte Graubünden - und mit ihm der 
Kanton Schwyz10 - fordern, daß ein Koadjutor nur mit Zustim­
mung des Kapitels bestellt werde, denn die angebliche «aus­
schließliche Kompetenz» des Hl. Stuhls bei einer Koadjutorie 
lasse sich wohl nach streng kanonistisch-kurialistischer Ausle­
gung vertreten, nicht aber - im Einklang mit den Äußerungen 
der Juristen Gut, Nay, Seiler und Cavelti11 - nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen: Treu und Glauben forderten, daß das Ka­
pitel sein sogenanntes Privileg bei einer vorweggenommenen 
Bischofswahl ebenfalls ausübe. Benedikt XIV. habe diesen 
Satz als überpositiven Rechtssatz ausgesprochen (S. 71f. und 
S.109). 

Voraussetzung für die Wiederherstellung des Vertrauens bezeichnet 
(Anm. 170). 
9 Bei der Beurteilung dieser Vorgänge wird das kulturkämpferische Klima 
im Graubünden der 40er Jahre mitberücksichtigt werden müssen: vgl. dazu 
Albert Gasser, Bündner Kulturkampf - Vor 40 Jahren Parteien- und Pres­
sekrieg auf konfessionellem Hintergrund. Chur 1987. 
10 Der Kanton Schwyz ist durch die Bulle von 1824 der gleichen Rechte wie 
der Kanton Graubünden teilhaftig geworden, hat seine Position aber inso­
fern geschwächt, als er Etsi salva zustimmte - wenn auch unter außerge­
wöhnlichen Umständen - und sich heute daher wohl nur, aber immerhin 
auf dieses Dekret berufen kann (S.'52 und 104f.) 
11 Vgl. bibliographische Angaben in: Orientierung 54 (1990) 165-168, s. 
Anm. 6. 

ORIENTIERUNG 56 (1992) 39 



Bedenkenswerte These 
Die sorgfältige Arbeit Kunderts ist breit abgestützt und setzt 
sich auch mit den Gegenargumenten gebührend auseinander. 
Sie erschließt eine Fülle von Quellen12 und untersucht die 
Rechtsfragen sowohl nach kanonischem, wie auch nach staatli­
chem und nach Völkerrecht. Die These eines völkerrechtli­
chen Gewohnheitsrechts hat sehr vieles für sich.13 Dabei ist zu 
bedenken, daß bei der Tendenz, im Bereiche des Bischofs­
wahlrechts nur den Konkordaten Gewicht beizumessen, über­
sehen wird, daß Gewohnheitsrecht im Völkerrecht - im Ge­
gensatz zum modernen innerstaatlichen Recht - nichts Außer­
gewöhnliches ist; vielmehr bildet dieses dort eine Rechtsquelle 
von ebenso großer Bedeutung wie jene der Verträge. Wenn 
eine vertiefte Prüfung und Darstellung des ganzen Problem­
kreises aus der Sicht des Staats-14 und Völkerrechts15, wie sie 
sich der Autor ebenfalls wünscht (Vorwort), auch zu begrüßen 
ist, bildet die Studie Kunderts doch eine wertvolle Grundlage 
für die weiteren Schritte, die er im Fall Haas empfiehlt: «Nach 
bilateralem Völkergewohnheitsrecht ist der Hl. Stuhl ver­
pflichtet, die von ihm gewohnheitsrechtlich lange Zeit hinge-

12 So ist es z. B. interessant, belegt zu erhalten, daß seit 1957 allein in der 
Diözese Straßburg je zwei Koadjutoren - einer davon noch 1980 - und 
Weihbischöfe nach einer Nomination durch den Staatspräsidenten des 
laizistischen Frankreichs eingesetzt wurden, gemäß dem Napoleonischen 
Konkordat von 1801, das indes ebensowenig wie andere Konkordate Koad­
jutoren oder Weihbischöfe erwähnt (S. 74). 

Wolf Seiler (Die Rechtsbeziehungen zwischen dem Kanton Graubünden 
und dem Bistum Chur; Rechtsgutachten 1989, S. 55ff.) vertritt ebenfalls 
diese Meinung, ohne sie indessen bei der Frage der Durchsetzbarkeit der 
Rechte des Kantons Graubünden konsequent weiterzuverfolgen (S. 83). 
14 Gewisse Zweifel, die der Autor im Bereiche des Bundes- und des kanto­
nalen Staatsrechts Graubündens hegt, dürften durchaus auszuräumen sein, 
worauf hier indessen nicht eingegangen werden kann. 
15 Es sei etwa auf die im Völkergewohnheitsrecht erforderliche Reziprozi­
tät hingewiesen, weshalb dessen Voraussetzungen auch auf der Seite des 
Kantons Graubünden nachgewiesen sein müssen, was weniger kohärent 
erfolgt als seitens des Hl. Stuhls. Aufgrund der in der Schweiz geltenden 
monistischen Konzeption des Verhältnisses zwischen Völkerrecht und 
Landesrecht ist indes von einer Einheit und Wechselwirkung der beiden 
Rechtssysteme auszugehen, so daß das, was für die Entstehung innerstaat­
lichen auch der Bejahung völkerrechtlichen Gewohnheitsrechts dienen 
kann. So haben die historischen Rechtstitel Graubündens (Seiler, S. 29ff. ; 
Kundert, S. 77ff; vgl. dazu und zu den Reaktionen in Graubünden in 
diesem Zusammenhang im Fall Haas auch: Orientierung 1990, S. 166ff.), 
was das Wahl- und Zustimmungsrecht des Domkapitels betrifft, auch in­
nerhalb der völkerrechtlichen These ihre Bedeutung. 

nommene freie Bischofswahl durch das Churer Kapitel - ent­
sprechend die Mitwirkung bei einer Koadjutorie - weiterhin 
gelten zu lassen, zumindest in dem Sinne, daß das Dekret Etsi 
salva auch bei Koadjutorien gilt, und der Kanton Graubünden 
- entsprechend der Kanton Schwyz - kann mit den Mitteln des 
Völkerrechts darauf drängen, wobei er zum Verkehr mit dem 
Hl. Stuhl die Organe des Bundes anrufen muß» (S. 98). Mut 
für solche Schritte macht der Autor, indem er den bekannten 
Kanonisten Georg May zitiert: «Es bestätigt sich die Erfah­
rung, daß der Hl. Stuhl nachgibt, wenn er auf Entschlossenheit 
und Festigkeit stößt.» Zudem betont er, daß der Inhalt des 
alten Rechts dem kanonischen Recht grundsätzlich nicht wi­
derspreche, auch heute nicht, denn eine rein kirchliche Kör­
perschaft wie das Churer Domkapitel falle nicht unter das 
Verbot des Konzilsdekrets Christus Dominus von 1965; es 
könne ein ius eligendi haben (S. 52).lć 

Auf seine geschichtlich begründete Eigenschaft als Völker­
rechtssubjekt, die sonst ­ mit wenigen weiteren Ausnahmen ­
nur Staaten zukommt, legt der Hl. Stuhl großen Wert. Noch 
1977 ratifizierte er ­ wie auch die Schweiz 199017 ­ die Wiener 
Vertragsrechtskonvention18, die eine wichtige Kodifikation 
des Völkerrechts auf diesem Gebiet darstellt­ und zur Unter­
stützung der Argumentation Kunderts herangezogen werden 
kann. Danach ist es dem Hl. Stuhl verwehrt, sich auf sein 
innerstaatliches Recht ­z.B. die plenitudo potestatis des Pap­
stes oder das Seelenheil als obersten Grundsatz des kanoni­
schen Rechts ­ zu berufen, um die Nichtbeachtung eines völ­
kerrechtlich gesicherten Wahl­ und Zustimmungsrechts zu­
gunsten eines Domkapitels zu rechtfertigen; der Hl. Stuhl hat 
eine entsprechende gegenüber einem Staat eingegangene Ver­
pflichtung auch nach Treu und Glauben zu erfüllen. Für den 
Hl. Stuhl steht, so betrachtet, nichts weniger als.seine Zuver­
lässigkeit und Glaubwürdigkeit als Völkerrechtssubjekt auf 
dem Spiel. Giusep Nay, Lausanne 

D E R AUTOR ist Richter am Schweizerischen Bundesgericht in Lausanne. 
16 Im Gegensatz zum französischen Staatspräsidenten: vgl. Anm. 12. Ein 
Vergleich der Haltung Roms gegenüber Chur mit dem Vorgehen in Straß­
burg läßt dessen Verhalten als höchst widersprüchlich erscheinen. 
17 Dies übersieht Kundert: Amtliche Sammlung des Bundesrechts 1990, 
S. 1144. 
18 Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969: 
Systematische Sammlung des Bundesrechts 0.111. 
19 Art. 26 und 27 der Konvention. 

Café Kopfland: Versuch über «Aktionsgruppe Banat» 
Gartenlokal 

Wir sitzen in Städten im Osten. 
Man macht Poesie. 
Und während die Schreibfedern rosten, 
Erklärt sich der Krug zum Genie. 
Ich liebe die Herbstzeitlose. 
Das tut ihr so gut. 
Ich trag den April in der Hose, 
Den September unter dem Hut. 
Mein Auge kullert im Winde. 
Die Wimper fällt um. 
Ich rede für Taube und Blinde 
So um die Dinge herum.1 

Diese Verse von Rolf Bossen (1952­1986) stellen ein existen­
tielles Kondensat der «Dichter im Osten» dar, die ­ nach 1945 
geboren ­ im Banat und in Siebenbürgen begannen, Poesie zu 
schreiben: Dichtung wurde ­ mit wenigen Ausnahmen ­ von 
Männern gemacht. Die Gartenlaube vereinte eine Gruppe von 
1 Rolf Bossen, «Gartenlokal», in: Die Hören 32 (1987) Nr. 147, S. 51. 

Autoren, die einzeln schrieben, aber gemeinsam lasen. Die 
Dichtung war eine Äußerung männlicher Selbstbehauptung, 
aber auch ein Versuch, nach der stalinistischen Entmündigung 
der fünfziger Jahre zu sich selbst zu finden, ein eigenes Reali­
tätsverständnis zu entwickeln. Es war ein Kampf gegen Kli­
schees und überkommene Vorstellungen und gegen den Polit­
kitsch des Stalinismus. Diesen Extremen der Entfremdung 
stellte die junge Generation eine eigene, nüchterne, ironische 
Schreibweise entgegen. Dabei konnten sich die Umgangsfor­
men der literarischen Bohème der Vorkriegszeit halten: hier 
herrschte nicht der Konkurrenzdruck der Kulturindustrie ­
das eigene Profil vertrug sich mit der Solidarität in der Gruppe. 
Bewußt wurde ein doppeltes Außenseitertum angenommen: 
Wohl schrieb man Deutsch, war dabei aber gleichzeitig rumä­
nischer Staatsbürger. Eine gewisse Distanz zur rumänischen 
wie zur binnendeutschen Literatur wurde aufrechterhalten ­
ein ideales Experimentierfeld, möchte man meinen. Die 68er 
Studentenrevolte hatte eben erst stattgefunden. Doch im Hin­
tergrund, im Zimmer des Direktors, lief das Tonband und 
zeichnete jedes Wort auf. Das mochte eine gewisse Zeit lang 
die Gruppensolidarität stärken. Aber wie lange würde wohl 
die Narrenfreiheit andauern? 
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Am 2. April 1972 veröffentlichte die Studentenbeilage Univer-
sitas der Neuen Banater Zeitung eine Debatte am runden Tisch 
unter dem Titel «Am Anfang war das Gespräch».2 Es war die 
Geburtsstunde einer neuen, frechen, vorurteilslosen Genera­
tion, die sich lautstark mit einem kritisch-revolutionären 
Selbstbewußtsein zu Wort meldete. Richard Wagner (*1952), 
der Sprecher der Gruppe, erklärte: «Wir sind die erste Gene­
ration Schreibender, die in die sozialistischen Verhältnisse 
hineingeboren wurde. Das bewirkt eine Neueinstellung zur 
Wirklichkeit. Wir haben die Möglichkeit, die heutige Realität 
vorurteilsloser, komplexer als Ältere zu sehen ( . . . ) . Die Er­
ziehung unserer Eltern ließ falsche Denkschemata entstehen, 
die einer objektiven Sicht hinderlich werden.» Was steht hinter 
dem selbstsicheren Anspruch dieser jungen Literaten aus Te­
mesvar? Welches ist ihr historischer und literarischer Hinter­
grund? 

Die Last der Vergangenheit 
In Rumänien lebten 1988, ein Jahr vor dem Sturz des Diktators 
Nicolae Ceausescu, noch rund 230000 Deutsche.3 Diese soge­
nannten «Rumäniendeutschen» waren zwar die bedeutendste 
deutsche Minderheit in Südosteuropa, jedoch keineswegs ho­
mogen. Sie entstand aus der Vereinigung dreier Ströme - der 
Siebenbürger Sachsen, der Banater Schwaben und der 
deutschsprachigen Bevölkerung der Bukowina, die allesamt 
1918 mit ausdrücklicher Billigung ihrer politischen Vertreter 
Teil des rumänischen Nationalstaates (Romania Mare) gewor­
den waren. 
Die älteste Gemeinschaft war die der Siebenbürger Sachsen, 
die im 12. und 13. Jahrhundert aus dem Rhein-Mosel-Gebiet 
und aus Luxemburg eingewandert waren. Sie wahrten ihre 
Einheit dank weitreichender Privilegien, die ihnen der An-
dreanische Freibrief (1224) gewährte. Von 1486-1878 bestand 
die Universitas Saxonum, das oberste Selbstverwaltungsorgan 
der Siebenbürger Sachsen. Im 16. Jahrhundert sicherte ihnen 
die Reformation unter Johannes Honterus (1498-1549) kirchli­
che Autonomie. Ein eigenes, fortschrittliches Schulwesen ent­
stand. Der österreichisch-ungarische Dualismus brachte ab 
1867 die Institutionen dieser deutschen Minderheit unter 
wachsenden ungarischen Assimilationsdruck. Unter diesen 
Umständen war die Literatur dazu berufen, als Fürsprecherin 
der Minderheit zu dienen und diesem Ziel die Wahl der The­
men und den Zweck des eigenen Schreibens unterzuordnen. 
Die Enge der Verhältnisse und eine wenig interessierte Leser­
schaft führten zu Frustration, Minderwertigkeitskomplexen 
und einem gewissen Mißtrauen gegenüber allen Modernisie­
rungstendenzen.4 

Nach dem Frieden von Passarowitz (1718) wurden im 18. Jahr­
hundert im Gebiet des heutigen Banat rund 60 000 Einwande­
rer aus den westlichen Teilen Deutschlands und Österreichs 
angesiedelt. Ihre Rechtsstellung war weniger gut, sie hatten 
keine Privilegien, die Erschließung des sumpfigen Bodens und 
die regelmäßig wiederkehrenden Epidemien erschwerten die 
Kolonisation. Zudem hatten die Banater Schwaben als Katho­
liken keine Kirchenautonomie, was sie nach 1867 in weit stär­
kerem Maß dem ungarischen Assimilationsdruck aussetzte. 
Das Apponyi'sche Schulgesetz (1907) erklärte Ungarisch zur 
Voraussetzung für jede Beamtenlaufbahn und beschleunigte 
die Auflösung der deutschen Gymnasien.5 

Erst 1775 kam das Buchenland, das Fernost der Donaumonar­
chie, unter habsburgische Oberhoheit. Von 1849 bis 1918 war 

die Bukowina Kronland, wurde somit direkt von Wien verwal­
tet. Die österreichischen Beamten, die in jenes abgelegene 
Grenzland entsandt wurden, und die deutschsprachigen Juden 
waren die Träger einer Kultur, die nicht wie in Siebenbürgen 
oder im Banat von einem Bilinguismus Deutsch-Mundart ge­
prägt war. 1875 wurde hier die deutsche Universität von Czer­
nowitz gegründet. Aus der Bukowina kamen nach 1918 zahlrei­
che bekannte deutschsprachige Autoren wie Paul Celan, Rose 
Ausländer und Gregor von Rezzori. Erst die Vereinigung der 
drei Regionen Banat, Siebenbürgen und Bukowina im rumä­
nischen Nationalstaat schuf 1918 die Voraussetzungen für eine 
Verständigung zwischen den drei verschiedenen Gemeinschaf­
ten, die ab 1921 versuchten, ihre Anliegen vereint im Bukare­
ster Parlament geltend zu machen. Bald jedoch setzten in 
Groß-Rumänien dieselben Diskriminierungen ein wie vordem 
unter ungarischer Herrschaft - Abitur nur in der Nationalspra­
che, Rumänisch als einzige Gerichtssprache usw.6 

In den zwanziger Jahren entstand ein reger Austausch zwi­
schen den einzelnen Literaturen Rumäniens. Die Zeitschrif­
ten Klingsor (Kronstadt) und Ostland (Hermannstadt) sorgten 
für eine offenere, non-konformistische Haltung, die sich be­
sonders im Werk des Bukarester Autors Oskar Walter Cisek 
(1897-1966) niederschlug. Der literarische Expressionismus 
hielt Einzug in Rumänien und faszinierte im besonderen die 
Autoren der Bukowina. 
Bald jedoch begann die Meduse des Nationalsozialismus den 
Horizont zu verdunkeln: Hitlers Machtpolitik mißbrauchte die 
deutschen Minderheiten in Siebenbürgen und im Banat für 
seine eigenen Zwecke. Nicht alle erlagen der Versuchung - die 
Autoren der Bukowina und auch Cisek distanzierten sich von 
Naziideologie und Deutschtümelei. Andere, darunter Hein­
rich Zillich mit seinem Roman «Komme was da will» (1935), 
erlagen den Sirenentönen aus Berlin und wurden zu Hätschel­
kindern des Dritten Reiches.7 

Das Jahr 1940 brachte die politische Gleichschaltung. Das 
Propagandaministerium unter Joseph Goebbels kontrollierte 
von nun an die deutsche Presse in Rumänien. Dabei waren nur 
3% der deutschen Bevölkerung Mitglieder der NSDAP. Die 
Besetzung von Czernowitz durch rumänische und deutsche 
Truppen führte 1941 zur schlagartigen Zerstörung der Bukowi­
na-Literatur. Massendeportationen folgten. Nur wenige Ver­
treter der jüdischen Intelligenzia kehrten aus den Todeslagern 
«Transnistriens» zurück. Ein Abkommen zwischen Nazi­
deutschland und Rumänien verpflichtete insgesamt 54000 
«Rumäniendeutsche» zum Dienst in der Waffen-SS. Sie verlo­
ren damit automatisch ihre rumänische Staatsbürgerschaft und 
wurden mitschuldig an den scheußlichsten Verbrechen des 
Dritten Reiches.8 

«Stunde Null» der deutschen Literatur in Rumänien 
Der 23. August 1944, das Ende der Naziherrschaft in Rumä­
nien, hatte gegensätzliche Bedeutung: Befreiung oder Zusam­
menbruch? Während es für die Bukowiner Autoren Alfred 
Kittner und Immanuel Weissglas die Rückkehr aus den Ver­
nichtungslagern bedeutete, standen die Siebenbürger Roman­
ciers, allen voran Heinrich Zillich, plötzlich ohne Protektoren 
da. Eine ganze Gemeinschaft war mit dem Odium der «Kol­
lektivschuld» behaftet. Es folgten Enteignung, Verschleppung 
und Zwangsarbeit in den Kohlebergwerken des Donezbek-
kens, euphemistisch als «Aufbauarbeit» bezeichnet. Dies war 
die beklemmende «Stunde Null» der deutschen Literatur in 

«Am Anfang war das Gespräch» in: Ernest Wichner, Ein Pronomen ist 
verhaftet worden. Die frühen Jahre in Rumänien - Texte der Aktionsgrup-
pe Banat. Suhrkamp,Frankfurt/M 1992, S. 33. (Edition Suhrkamp; 1671). 

William Totok, Die Zwänge der Erinnerung: Aufzeichnungen aus Rumä­
nien. Junius, Hamburg 1988, S. 7. 
4 Peter Motzan, Die rumäniendeutsche Lyrik nach 1944: Problemaufriß 
und historischer Überblick. Dacia Verlag, Cluj-Napoca 1980, S. 101-115. 
Dort ausführliche Bibliographie. 
5 Ebd. S. 16-18. 

6 William Totok (s. Anm. 3) S. 11-18. 
7 Herbert Bockel, «Anmerkungen zur Entwicklung des rumäniendeut­
schen Romans in den Jahren 1918-1933» in: Beiträge zur deutschen Litera­
tur in Rumänien seit 1918. Hrsg. Anton Schwob. Verlag des Südostdeut­
schen Kulturwerks, München 1985, S. 31^42. (Veröffentlichungen des süd­
ostdeutschen Kulturwerks. Reihe B. Wissenschaftliche Arbeiten; 45). 
8 William Totok, (s. Anm. 3) S. 33-41. Peter Motzan, (s. Anm. 4) S. 73-80. 
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